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Widerruf der Privatstiftung durch einen Sachwalter 

Gestaltungsrechte der Stifter sind nicht vertretungsfeindlich. Der Sachwalter eines Stifters 
kann (soweit vorbehalten) den Widerruf der Privatstiftung für diesen erklären. 

PSG: §§ 3, 33, 34  

OGH, 11.9.2003,  
6 Ob 106/03 m 

 

Im Firmenbuch des Landesgerichtes 

Klagenfurt ist die von Rosa S***** (in 

der Folge Stifterin) mit Notariatsakt vom 

4. 10. 1995 errichtete Rosa S***** Pri-

vatstiftung (im Folgenden Stiftung) einge-

tragen. Stiftungszweck ist das Erhalten 

und Verwalten des der Stiftung gewidme-

ten Vermögens und die Versorgung der in 

der Zusatzurkunde genannten natürlichen 

und juristischen Personen. Nach der 

zuletzt gültigen Fassung der Stiftungser-

klärung kann die Stifterin den Widerruf 

der Stiftung nur dann vornehmen, wenn 

alle Vorstandsmitglieder aus wichtigen 

Gründen im Sinn des § 27 Abs 2 Z 1, 2 

oder 3 Privatstiftungsgesetz (PSG) vom 

Gericht abberufen sind, wobei der Wider-

ruf innerhalb von 4 Wochen ab Rechts-

kraft des Gerichtsbeschlusses über die 

Abberufung des letzten Vorstandsmitglie-

des vorgenommen werden muss (Punkt 

13 der Stiftungsurkunde in der Fassung 

vom 18. 4. 1996). 

In der Stiftungszusatzurkunde in der 

Fassung vom 18. 4. 1996 stellt die Stifte-

rin ausdrücklich fest, dass die Stiftung auf 

immerwährende Zeit bestehen und insbe-

sondere der Stiftungsgenuss den in Punkt 

1. dieser Urkunde genannten Begünstig-

ten zukommen soll. Nach Punkt 7. dieser 

Stiftungszusatzurkunde in der Fassung 

vom 25. Juli 1997 ist die Stiftung in dem 

außergewöhnlichen Fall, dass sie ihren 

Zweck nicht mehr erreichen kann, aufzu-

lösen; der Liquidationserlös fällt diesfalls 

einer mit Zustimmung des Stiftungsrates 

vom Stiftungsvorstand zu bestimmenden 

Institution aus dem Kreis der im Punkt 1 

genannten Institutionen zu, welche ver-

pflichtet ist, den Erlös nach Abzug der 

Liquidationskosten Kranken oder Behin-

derten oder in Not geratenen Kindern im 

Sinn des Punktes 1. dieser Urkunde zu 

widmen. 

Für die Stifterin wurde am 8. 1. 1999 eine 

Sachwalterin bestellt, deren Aufgaben-

kreis die Einkommens- und Vermögens-

verwaltung, die Vertretung vor Ämtern, 

Behörden und Gerichten sowie die Si-

cherstellung der notwendigen Personen-

sorge und die Besorgung sämtlicher An-

gelegenheiten im Zusammenhang mit der 

Privatstiftung umfasst. 

Die drei Vorstandsmitglieder des Stif-

tungsvorstandes wurden wegen einer 

Interessenkollision mit dem Beschluss des 

Obersten Gerichtshofs vom 14. 12. 2000, 

6 Ob 278/00a, abberufen. Dieser Be-

schluss wurde der Sachwalterin der Stifte-

rin am 14. 2. 2001 zugestellt. Der Stif-

tungsrat bestellte am 10. 2. 2001 einen 

neuen, aus drei Personen bestehenden 

Stiftungsvorstand. Dieser wurde im Fir-

menbuch eingetragen. Die dagegen erho-

benen Rechtsmittel der Stifterin blieben 

erfolglos. Mit Notariatsakt vom 1. 3. 2001 

widerrief die durch ihre Sachwalterin 

vertretene Stifterin die Stiftung gemäß § 

34 PSG und beauftragte den Stiftungsvor-

stand mit der Auflösung, Abwicklung und 

Löschung der Privatstiftung. Der Wider-

ruf wurde den im Firmenbuch eingetrage-

nen Vorstandsmitgliedern bekannt gege-

ben. Diese fassten keinen Auflösungsbe-

schluss. 

Die Stiftung brachte am 12. 4. 2001 gegen 

die Stifterin eine auf die Feststellung 

gerichtete Klage ein, dass der im Notari-

atsakt vom 1. 3. 2001 erklärte Widerruf 

der Stiftung unzulässig und rechtlich 

unwirksam sei. Die Stifterin sei zum 

Zeitpunkt des Widerrufs geschäftsunfähig 

gewesen. Der Widerruf sei ein höchstper-

sönliches Recht. Zum Widerrufszeitpunkt 

sei bereits ein neuer Vorstand bestellt 

gewesen, sodass keine Voraussetzung für 

einen rechtswirksamen Widerruf der 

Stiftung gegeben sei. Der Widerruf wider-

spreche auch dem Stifterwillen, das Stif-

tungsvermögen armen, kranken und not-

leidenden Kindern zukommen zu lassen. 

Mit dem am 19. 7. 2001 beim Erstgericht 

eingelangten Antrag beantragte die Stifte-

rin, die Stiftung aufzulösen "und zur 

Eintragung in das Firmenbuch anzumel-

den". Der Stiftungsvorstand habe entge-

gen der Bestimmung des § 35 Abs 2 PSG 

keinen Auflösungsbeschluss gefasst, 

obwohl ihm ein zulässiger Widerruf 

zugegangen sei. Das Sachwaltergericht 

genehmigte den Widerruf und den Auflö-

sungsantrag der Stifterin mit Beschlüssen 

vom 2. 3. bzw 11. 7. 2001. 

Aus den Entscheidungsgründen: 

Der Revisionsrekurs ist zulässig, aber 

nicht berechtigt. 

Mit der Mängelrüge wird die Unterlas-

sung der beantragten Beweisaufnahmen 

zum Thema, dass die Stifterin zu keinem 

Zeitpunkt beabsichtigt habe, die Stiftung 

aufzulösen, gerügt (dazu werden Ver-

handlungsprotokolle über im anhängigen 

Zivilprozess erfolgte Zeugenvernehmun-

gen und eine Vereinbarung vom 25. 7. 

1997 dem Revisionsrekurs angeschlos-

sen). 

In der Rechtsrüge wird ausgeführt, das 

Widerrufsrecht des Stifters sei höchstper-

sönlicher Natur und könne nicht durch 

einen Sachwalter ausgeübt werden, weil 

die Privatstiftung den Charakter einer 

letztwilligen Verfügung habe, sodass sich 

aus der analogen Anwendung des § 568 

ABGB ergebe, dass der Widerruf "vertre-

tungsfeindlich" sei; selbst wenn der 

Sachwalter wie bei einer Ehelichkeitsbe-

streitung gemäß § 157 Abs 2 ABGB 

vertretungsbefugt sei,  müssten zwingen-

de für einen Widerruf sprechende Gründe, 

insbesondere wirtschaftliche Umstände 

vorliegen, die bei der wohlhabenden 

Stifterin, die auf das Stiftungsvermögen 

nicht angewiesen sei, aber nicht vorlägen; 

der Widerruf widerspreche dem Stifter-

willen und zerstöre den Stiftungszweck; 

das Widerrufsrecht werde rechtsmiss-

bräuchlich ausgeübt; die Widerrufserklä-

rung sei "urkundenwidrig", weil die Stif-

terin gleichzeitig mit dem Widerruf bean-

tragt habe, dass das Stiftungsvermögen ihr 

zu übertragen sei, obwohl P. 7. der Stif-

tungszusatzerklärung anderes vorsehe. 

Zu diesem Revisionsrekursvorbringen ist 

Folgendes auszuführen: 

I. Zum Begriff der Höchstpersönlichkeit 

eines Rechts und den sich aus dieser 

Qualifikation ergebenden Rechtsfolgen: 

1. Vorauszuschicken ist, dass auch das 

PSG keine Begriffsbestimmung enthält 

und im § 3 Abs 3 nur die Unübertragbar-
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keit des Widerrufsrechts auf Rechtsnach-

folger anordnet. Die mangelnde Über-

tragbarkeit allein lässt die Frage offen, ob 

der Berechtigte sein Recht nur persönlich 

ausüben kann oder ob dies auch durch 

einen gesetzlichen oder gewählten Vertre-

ter geschehen kann. 

2. In der oberstgerichtlichen Rechtspre-

chung wurde bei der Prüfung der Frage 

der Abtretbarkeit (§ 1393 ABGB) ein 

Anspruch als höchstpersönlich qualifi-

ziert, wenn ein Inhalt durch die Person 

des Berechtigten bestimmt wird, sodass 

durch den Wechsel dieser Person auch der 

Leistungsinhalt selbst eine Veränderung 

erfahren würde, wie etwa bei Arbeitsver-

trägen und Unterhaltsansprüchen. Dass 

der Anspruch mit dem Tod des Berechtig-

ten oder bei Eintritt sonstiger Umstände 

erlischt, macht ihn noch nicht zu einem 

höchstpersönlichen (RIS-Justiz 

RS0032673). Über diese Definition hin-

aus gilt für höchstpersönliche Rechte ganz 

allgemein der Grundsatz, dass sie mit 

einer gesetzlichen Vertretung unvereinbar 

sind. Für ihre Ausübung ist die natürliche 

Einsichts- und Urteilsfähigkeit erforder-

lich. Fehlt diese Einsicht, so kann ein 

höchstpersönliches Recht weder durch 

gesetzliche Vertreter oder Sachwalter 

noch durch das Pflegschaftsgericht ersetzt 

werden (7 Ob 355/97z), beispielsweise 

kann der Sachwalter kein Begehren auf 

einverständliche Scheidung gemäß § 55a 

EheG stellen (RS0103635; SZ 69/75). 

3. Die fehlende Übertragbarkeit ist auch 

charakteristisches Merkmal der Persön-

lichkeitsrechte eines Menschen, die dem 

unmittelbaren Schutz seiner Person die-

nen (beispielsweise das Recht auf Leben 

und körperliche Unversehrtheit; das Recht 

auf Freiheit; das Namensrecht, das Recht 

auf Ehre; das Urheberpersönlichkeits-

recht; das aus § 16 ABGB abgeleitete 

Recht auf Privatsphäre uva). Alle diese 

Rechte stehen nur der berechtigten Person 

zu. Die Rechtsausübung kann teilweise 

ausschließlich von der berechtigten Per-

son, aber nicht von einem Vertreter aus-

geübt werden, weil sich dies schon be-

griffsnotwendig aus der Natur des Rechts 

ergibt. Wenn Rechtsverletzungen stattfin-

den, ist die Rechtsdurchsetzung aber 

keineswegs "vertretungsfeindlich". Die 

Rechtsverfolgung nach Rechtsverletzun-

gen an Geschäftsunfähigen kann durch 

deren gesetzliche Vertreter erfolgen, auch 

wenn es um Persönlichkeitsrechte geht.  

4. Das Recht auf Widerruf ist ein Gestal-

tungsrecht, das nicht begriffsnotwendig 

nur vom Berechtigten ausgeübt werden 

könnte. Anders als die nur vom Berech-

tigten persönlich ausübbaren höchstper-

sönlichen Rechte auf Wohnen aufgrund 

eines dinglichen (RS0011594) oder obli-

gatorischen Wohnrechts (RS0011840) 

oder die Konsumation des Urlaubsan-

spruchs in natura (RS0028100) ist die 

Ausübung von Gestaltungsrechten nicht a 

priori "vertretungsfeindlich". Wenn das 

Gestaltungsrecht nicht selbst höchstper-

sönlicher Natur ist, kann es auch abgetre-

ten werden (4 Ob 2146/96h). Der Vertre-

ter handelt bei der Ausübung des Gestal-

tungsrechtes dann für den Vertretenen, 

dieser handelt durch seinen Vertreter. 

5. Für die Ansicht, dass der Widerruf 

einer Privatstiftung ein höchstpersönli-

ches Recht sei, bei dem ein Vertretungs-

verbot bestehe, bedürfte es nachvollzieh-

barer, aus dem Gesetz ableitbarer Gründe. 

Im Schrifttum wurde dies - soweit über-

blickbar - mit Ausnahme Ofners (Wider-

ruf einer Privatstiftung durch den Sach-

walter des Stifters, NZ 2001, 270) nicht 

näher untersucht. Die von der Revisions-

werberin ins Treffen geführte Ansicht 

Bergers (in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, 

Rz 19 zu § 33 und Rz 6 zu § 34), dass ein 

Widerrufsrecht und ein Änderungsrecht 

des Stifters dessen volle Geschäftsfähig-

keit voraussetzten, ist unbegründet ge-

blieben. Demgegenüber führt Ofner (aaO) 

beachtliche Gründe für seine Ansicht an, 

dass der Widerruf einer Privatstiftung 

auch von einem dazu bestellten Sachwal-

ter erklärt werden könne. Er geht zunächst 

von einem weiten Anwendungsbereich 

des § 273 Abs 3 Z 3 ABGB aus, der den 

Sachwalter zur Besorgung aller Angele-

genheiten der behinderten Person ver-

pflichtet. Dies gelte nur für höchstpersön-

liche Rechte nicht, wie beispielsweise die 

Eheschließung und die Einwilligung zur 

einverständlichen Scheidung. Ob das 

Widerrufsrecht nach § 34 PSG ebenfalls 

ein solches höchstpersönliches Recht sei, 

werde im Gesetz nicht geregelt. Gesetzli-

che Regeln mit einer Einschränkung der 

Sachwalterbefugnisse seien die Bestim-

mungen des § 568 ABGB über die Tes-

tierfähigkeit eines Betroffenen, die §§ 3 

und 102 EheG über die Eheschließung 

eines beschränkt Geschäftsfähigen und 

die Befugnis des Sachwalters zur Ehe-

lichkeitsbestreitung nach § 157 Abs 2 

ABGB. Obwohl es in allen drei geregel-

ten Fällen um höchstpersönliche Rechte 

des Betroffenen gehe, habe der Gesetzge-

ber mit Blick auf das "Gefährdungspoten-

tial" für den Betroffenen dem Sachwalter 

unterschiedliche Vertretungsbefugnisse 

eingeräumt. Das Testament eines Be-

troffenen sei für ihn noch nicht nachteilig, 

der Sachwalter habe daher keine Vertre-

tungsmacht. Die Eheschließung werde 

aber von der Zustimmung des Sachwal-

ters abhängig gemacht, bei der Ehelich-

keitsbestreitung bestehe sogar eine volle 

Vertretungsmacht. Neben dem in allen 

drei Fällen bestehenden Konnex zur 

Gefühlssphäre seien vermögensrechtliche 

Interessen des Betroffenen tangiert. Das 

unterschiedliche Gefährdungspotential 

hinsichtlich des Vermögens des Betroffe-

nen begründe die unterschiedlichen Mit-

wirkungs- bzw Vertretungskompetenzen 

des Sachwalters. Ofner überträgt nun die 

von ihm erschlossenen gesetzlichen Wer-

tungen auf den Fall des Widerrufs einer 

Privatstiftung. Wenn die Privatstiftung 

zur Regelung der Vermögensnachfolge 

nach dem Tod des Stifters begründet 

wurde, sei die Gefühlssphäre des Be-

troffenen wie bei einem höchstpersönli-

chen Recht tangiert. Der Widerruf wirke 

sich wirtschaftlich aber schon zu Lebzei-

ten des Betroffenen aus, sodass zur Wah-

rung der vermögensrechtlichen Interessen 

die Vertretungstätigkeit des Sachwalters 

erforderlich sei. Diese Interessen seien 

gegenüber der Wahrung der Gefühlssphä-

re des Betroffenen ebenso als höherwertig 

anzusehen, wie dies für die Ehelichkeits-

bestreitung zutreffe, die der Sachwalter 

zur Vermeidung schwerer vermögens-

rechtlicher Nachteile (Unterhaltspflichten) 

für den Betroffenen einleiten könne. 

6. Die Revisionsrekurswerberin hält der 

von Ofner plausibel erklärten analogen 

Anwendung gesetzlicher Grundsätze 

entgegen, dass mangels gesetzlicher 

Regelung im PSG beim höchstpersönli-

chen Recht auf Widerruf der Stiftung 

keine Vertretungsmacht des Sachwalters 

bestehe. Die Privatstiftung habe den 

Charakter einer letztwilligen Verfügung, 

sodass - wenn überhaupt eine planwidrige 

Gesetzeslücke vorliegen sollte - § 568 

ABGB analog anzuwenden sei, der Sach-

walter die Stiftung also nicht widerrufen 

könne. Damit wird ein entscheidendes 

Argument Ofners nicht widerlegt, näm-

lich dasjenige, dass die Testamentserrich-

tung auf die vermögensrechtliche Lage 

des Betroffenen zu Lebzeiten keinen 
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Einfluss hat, während die Nichtgeltend-

machung des Widerrufs einer Privatstif-

tung bewirkt, dass der Betroffene die mit 

dem Widerruf verbundene positive Ver-

änderung seiner Vermögenslage - soferne 

das Stiftungsvermögen an den widerru-

fenden Stifter als Letztbegünstigten zu-

rückfällt - nicht erreichen kann. Auch 

wenn daher die Errichtung der Privatstif-

tung aus dem Motiv einer vorwegge-

nommenen Erbfolge (Enterbung erbbe-

rechtigter Verwandter) erfolgte und sol-

cherart eine Ähnlichkeit mit einer Testa-

mentserrichtung bejaht werden kann, 

sprechen die unterschiedlichen vermö-

gensrechtlichen Folgen zu Lebzeiten 

gegen eine Analogie zum Fall des § 568 

ABGB. Das von Ofner angesprochene 

"Gefährdungspotential" wird bei der 

Fallkonstellation deutlich, wenn ein Stif-

ter den Großteil seines Vermögens in eine 

Stiftung eingebracht hat, in der Folge aber 

in wirtschaftliche Not gerät und seine 

missliche Lage trotz erklärtem Widerrufs-

vorbehalt nicht ändern könnte, weil er in 

der Zwischenzeit geschäftsunfähig ge-

worden ist. Ohne ausreichende Anhalts-

punkte kann daher dem Gesetzgeber nicht 

unterstellt werden, dass er das Widerrufs-

recht, das er aus den vom Rekursgericht 

zutreffend zitierten Gründen der Geset-

zesmaterialien für unübertragbar erklärte, 

auch als höchstpersönliches Recht nor-

mieren wollte, das vom gesetzlichen 

Vertreter des Stifters nicht ausgeübt wer-

den dürfte. Dagegen sprechen in Ergän-

zung der zu billigenden Ausführungen 

Ofners noch folgende Gründe: 

7. Charakteristikum der Privatstiftung ist 

der Umstand, dass dem "eigentümerlo-

sen" Vermögen Rechtspersönlichkeit 

zuerkannt wird. Dadurch wird eine Ver-

selbständigung des Vermögens erreicht. 

Es ist nach dem erklärten Willen des 

Stifters zu verwenden (RS0052195). Der 

Privatstiftung liegt der Gedanke zugrun-

de, dass mit einem "eigentümerlosen" 

Vermögen ein bestimmter Zweck besser, 

zielstrebiger und auch dauerhafter ver-

wirklicht werden kann, als wenn das 

Vermögen mit dem Schicksal des Stifters 

und dem seiner Rechtsnachfolger verbun-

den bliebe und etwa in eine Gesellschaft 

eingebracht würde, die von den Gesell-

schaftern beeinflussbar ist. Durch die 

Errichtung der Stiftung verliert auch der 

Stifter den Zugriff auf das Vermögen (6 

Ob 60/01v). Dies gilt aber dann nicht, 

wenn sich der Stifter den Widerruf der 

Stiftung vorbehalten hat. Dieses Gestal-

tungsrecht ist für den Stifter ein Vermö-

genswert, der sogar existentielle Bedeu-

tung haben kann, wenn er sein gesamtes 

Vermögen in die Stiftung eingebracht hat. 

Der Stifter kann sich selbst als Begünstig-

ten einsetzen. Wenn er das Stiftungsmo-

dell etwa aus steuerlichen Erwägungen 

verfolgte, ist keine "Gefühlskomponente", 

wie sie mit Familienstiftungen oder eben 

Stiftungen zu gemeinnützigen Zwecken 

verbunden ist, erkennbar. Die Errichtung 

der Stiftung und die Vermögensverwal-

tung sind rein vermögensrechtliche Ange-

legenheiten. Die Qualifikation des Wider-

rufsrechts als höchstpersönliches Recht 

im Sinne der Ansicht der Revisionsre-

kurswerberin könnte also - wie aufgezeigt 

- zur wirtschaftlichen Existenzvernich-

tung des Stifters führen. Das Extrembei-

spiel zeigt klar, dass das Widerrufsrecht 

als vermögensrechtliche Angelegenheit 

im Sinne des § 273 ABGB zu qualifizie-

ren ist, die der Sachwalter zu besorgen 

hat. Dem steht nicht entgegen, dass beim 

Widerruf einer Stiftung wie bei den Per-

sönlichkeitsrechten auf Eheschließung 

und auf Ehelichkeitsbestreitung auch die 

Gefühlssphäre des Berechtigten im Ein-

zelfall tangiert sein kann. Diese Sphäre 

kann bei der vom Sachwalter zu substitu-

ierenden Willensentscheidung mitberück-

sichtigt werden. Die Revisionsrekurswer-

berin verweist in diesem Zusammenhang 

auf den Stifterwillen der kinderlos geblie-

benen Stifterin, das Vermögen armen 

Kindern zukommen zu lassen. Dieser über 

den Tod der Stifterin hinausgehende 

Zweck würde durch den Widerruf ohne 

Berücksichtigung des wahren (derzeiti-

gen) Willens der Stifterin vereitelt. Dem 

ist entgegenzuhalten, dass das Sach-

walterrecht dem Sachwalter nicht nur die 

Besorgung von vermögensrechtlichen 

Angelegenheiten, sondern auch die Per-

sonensorge aufträgt (SZ 59/218; 6 Ob 

2/98g). In den Gesetzesmaterialien wird 

die Personensorge als Konsequenz einer 

"auch die Person eines Behinderten um-

fassenden Rechtsfürsorge" bezeichnet 

(zitiert bei Stabentheiner in Rummel 

ABGB3 Rz 2 zu § 273). Sie umfasst ua 

auch die Wahrnehmung von Persönlich-

keitsrechten, wie etwa die Bewegungs-

freiheit durch Bestimmung des Aufent-

halts (etwa in einem Heim), also Ent-

scheidungen, bei denen ganz erheblich in 

die Gefühlssphäre des Betrroffenen ein-

gegriffen wird. Es liegt auf der Hand, dass 

die Mitwirkungsbefugnis (Vertretungsbe-

fugnis) des Sachwalters nicht mit dem 

Argument bestritten werden kann, dass 

die Willensentscheidung bei einem voll 

geschäftsfähigen Erwachsenen nicht 

ausschließlich nach rationalen, sondern 

auch oder sogar überwiegend nach ge-

fühlsbedingten Erwägungen getroffen 

wird und dass dies der Sachwalter nicht 

ersetzen könne. Dem § 273a Abs 3 ABGB 

ist ein Anhaltspunkt für die gegenteilige 

Meinung zu entnehmen. Danach hat die 

behinderte Person das Recht, von beab-

sichtigten wichtigen Maßnahmen in ihre 

Person oder ihr Vermögen betreffenden 

Angelegenheiten vom Sachwalter recht-

zeitig verständigt zu werden und sich 

hierzu, wie auch zu anderen Maßnahmen, 

in angemessener Frist zu äußern; diese 

Äußerung ist zu berücksichtigen, wenn 

der darin ausgedrückte Wunsch dem 

Wohl der behinderten Person nicht weni-

ger entspricht. Gefühlsbedingte Wünsche 

des Betroffenen können also durchaus - 

seine Einsichtsfähigkeit vorausgesetzt - 

berücksichtigt werden und haben gegebe-

nenfalls sogar den Vorrang. Wenn nun die 

Einsichtsfähigkeit des Betroffenen fehlt, 

können auf subjektive Gefühle gestützte 

Erwägungen nach einem zu erforschenden 

hypothetischen Parteiwillen des Betroffe-

nen bei der Entscheidung mitberücksich-

tigt werden, soferne sich aus der Vergan-

genheit genügend objektive Gründe fin-

den lassen, wie sein Wunsch bei gegebe-

ner Einsichtsfähigkeit gelautet hätte. 

Auch wenn daher bei der Entscheidung 

auf Widerruf der Privatstiftung subjekti-

ve, gefühlsbedingte Überlegungen ein-

fließen können, schließt dies die Vertre-

tungsbefugnis des Sachwalters nicht aus. 

Dies ergibt sich letztlich auch aus der 

vom Obersten Gerichtshof schon bejahten 

Möglichkeit, dass ein nicht geschäftsfähi-

ger Minderjähriger als Stifter (Mitstifter) 

eine Privatstiftung errichten kann. Der 

Senat hat ausgesprochen, dass die einsei-

tige Stiftungserklärung eines minderjähri-

gen Stifters grundsätzlich zulässig ist, 

aber auch dann der Vertretungshandlung 

beider obsorgeberechtigter Elternteile und 

der pflegschaftsgerichtlichen Genehmi-

gung nach § 154 Abs 3 ABGB bedarf, 

wenn der Stifter in der Stiftungserklärung 

nach § 9 PSG kein eigenes Vermögen 

widmet (RS0111736). Dem lag die Erwä-

gung zugrunde, dass eine Rechtskonstruk-

tion, bei der einem Minderjährigen im 

Rahmen eines Stiftungsmodells Vermö-
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gen zugewendet wird (der minderjährige 

Stifter wird als Begünstigter eingesetzt), 

dem Wohl des Kindes durchaus entspre-

chen kann. Es wäre ein Wertungswider-

spruch, die Errichtung der Stiftung durch 

den Minderjährigen, vertreten durch seine 

Eltern, für zulässig zu erachten, den als 

contrarius actus aufzufassenden Widerruf 

aber nicht und das Widerrechtsrecht als 

höchstpersönliches, der gesetzlichen 

Vertretung entzogenes Persönlichkeits-

recht aufzufassen. 

8. Die dargelegten Gründe führen zum 

Ergebnis, dass der dem Stifter vorbehalte-

ne Widerruf einer Privatstiftung nach § 34 

PSG nach Eintritt der Geschäftsunfähig-

keit des Stifters durch den Sachwalter, der 

für alle Angelegenheiten - hier insbeson-

dere ausdrücklich auch für diejenigen im 

Zusammenhang mit der Privatstiftung - 

bestellt wurde, erklärt werden kann. Das 

Widerrufsrecht ist zwar ein unübertragba-

res Recht, kann aber durch den gesetzli-

chen Vertreter des Stifters ausgeübt wer-

den. 

II. Der Revisionsrekurswerberin ist ab-

schließend in Entgegnung ihrer Ausfüh-

rungen zum Thema des Rechtsmiss-

brauchs zu erwidern, dass von einem 

solchen nach dem Wortlaut des in der 

Stiftungszusatzurkunde festgelegten 

Widerrufsrechts keine Rede sein kann. 

Aufgrund der vom Obersten Gerichtshof 

verfügten Abberufung aller Vorstands-

mitglieder ist die Stifterin grundsätzlich 

und ohne weitere Voraussetzungen be-

rechtigt, den Widerruf zu erklären, auch 

wenn die Stiftung mit anderen Vor-

standsmitgliedern fortgesetzt und der 

Zweck der Stiftung erreicht werden könn-

te. Die nach rein objektiven Kriterien 

auszulegende innere Organisationsform 

der Stiftung (vgl die oberstgerichtliche 

Rechtsprechung zur objektiven = norma-

tiven Auslegung korporativer Regelungen 

in Gesellschaftsverträgen: RS0108891) 

überlässt der Stifterin bei Vorliegen eines 

Widerrufsgrunds die freie Wahl, ob sie 

den Widerruf erklärt oder nicht. Das 

Änderungsrecht und das Widerrufsrecht 

eines Stifters gehört zu den korporativen, 

die Zukunft der Privatstiftung bestim-

menden Regelungen, die objektiv nach 

ihrem Wortlaut und dem Zweck in ihrem 

systematischen Zusammenhang, nicht 

aber unter Erforschung der subjektiven 

Parteiabsicht auszulegen sind (vgl für die 

Satzung einer Gesellschaft mbH: SZ 

70/242). Schließlich ist auch nicht die 

Rechtsansicht der Revisionsrekurswerbe-

rin zu teilen, dass der Antrag der Sach-

walterin auf Auflösung der Privatstiftung 

schon deshalb abzuweisen wäre, weil sie 

in irriger Auslegung des P. 7. der Stif-

tungszusatzurkunde auf dem Standpunkt 

steht, dass das Stiftungsvermögen nach 

Auflösung in das Privatvermögen der 

Stifterin zu übertragen sei. Dass es sich 

bei der Auflösung der Privatstiftung und 

bei der Verteilung des Liquidationserlöses 

um einen zweiaktigen Vorgang handelt, 

hat das Rekursgericht zutreffend darge-

stellt. Der Auflösungsantrag wurde nicht 

bedingt gestellt, sodass die Auflösung 

grundsätzlich vom Gericht auch verfügt 

werden kann, wenn der Erlös nicht an die 

Stifterin, sondern - bei entsprechender 

Auslegung der Stiftungserklärung - an 

andere Begünstigte zu übertragen wäre.  

Dem Revisionsrekurs ist aus den darge-

legten Gründen nicht Folge zu geben. 

 


